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Komprimiert und kompetent ins neue Jahr: 

Änderungen im Arbeits-/ Lohnsteuer-/ Sozialversicherungsrecht zum 01.01.2025 
 

Teilnehmerkreis m/w:  Leiter, Sachbearbeiter aus der Lohn- und Gehaltsabrechnung, der Personalverwaltung, dem 

Rechnungswesen sowie Angehörige und Mitarbeiter der steuerberatenden Berufe; Interessierte 
 

Seminarziel:  
Sie erhalten tagesaktuell einen umfassenden Überblick über die wichtigsten Änderungen im Arbeits-, Lohnsteuer- 

und SV-Recht zum Jahreswechsel 2024/2025 Das Seminar zeigt Ihnen mit zahlreichen Fallbeispielen, worauf Sie bei 

den Neuregelungen achten müssen und welche Gestaltungsmöglichkeiten bei der Umsetzung in der betrieblichen 
Praxis denkbar sind. Anhand ausführlicher Unterlagen können Sie den umfangreichen Stoff gut nachvollziehen. Die 

Seminarmappe dient wieder als wertvolles Nachschlagewerk - auch über das Seminar hinaus. 
 

Um höchste Aktualität zu garantieren (z.B. kurzfristige Gesetzesvorhaben der neu gewählten Bundesregierung, 

aktuelle Verwaltungsanweisungen und höchstrichterliche Rechtsprechung) werden die endgültigen Themen erst 

kurz vor Beginn der jeweiligen Seminarveranstaltungen festgelegt. 

Das Programm bildet den jeweils aktuellen rechtlichen Stand zum Zeitpunkt der Durchführung ab und wird 

tagesaktuell präsentiert. 
 

Veranstaltungsschwerpunkte: Stand 16.07.2024, wird laufend angepasst 
 

1. „Wachstumsinitiative“ zur Beseitigung des Fachkräftemangels vom 05.07.2024 
Umsetzung des Eckpunktepapiers der Bundesregierung vom 05.07.2024 mit 49 Einzelmaßnahmen zur 

Beseitigung des Fachkräftemangels: Schaffung von Anreizen zur Bereitschaft für das Leisten von 

Mehrarbeit und für mehr Beschäftigung – verteilt auf mehrere Gesetzgebungsverfahren 
Einführung eines befristeten Steuerrabattes in Höhe von 10 %, 20 % bzw. 30 % des Bruttoarbeitslohns 

für neu eingestellte Fachkräfte aus dem Ausland 

Einführung von Erleichterungen bei der Arbeitsaufnahme von Flüchtlingen: Neue Genehmigungsfiktion 

durch die Ausländerbehörde von 14 Tagen nach Antragstellung für eine Arbeitserlaubnis, sofern dem 

Antragsteller innerhalb der Zwei-Wochen-Frist keine abweichende Entscheidung mitgeteilt wird 

Einführung einer steuerlichen Erleichterung bei Ableistung von Überstunden: Neue Steuer- und 

Beitragsfreiheit für Mehrarbeitszuschläge oberhalb der Grenze für Vollzeitarbeit (ohne tarifvertragliche 

Grundlage ab einer Wochenarbeitszeit von 40 Stunden) 

Einführung einer steuerlichen Begünstigung von Prämien für die Aufstockung der Arbeitszeit bei 

Teilzeitkräften mit Regelungen zum Ausschluss von Missbräuchen 
Einführung von „begrenzten Möglichkeiten“ durch Tarifvertrag oder aufgrund von Tarifverträgen durch 

Betriebsvereinbarung von der aktuellen Tageshöchstarbeitszeit von 8 bzw. 10 Stunden abzuweichen 

Stärkung der Frauenerwerbstätigkeit: Vorziehen der Abschaffung der Steuerklasse III und V in 

Verbindung mit der Einführung des obligatorischen Faktorverfahrens für Doppelverdiener-Ehegatten 

Deutliche Erhöhung der Hinzuverdienstgrenzen für Bezieher/innen von Hinterbliebenenrenten um 

545,00 EUR monatlich 

Streichung der Arbeitgeberbeiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung nach Erreichung der 

Regelaltersgrenze und Auszahlung der Beiträge an weiter arbeitende Altersrentner 

Bei Weiterarbeit über die gesetzliche Altersgrenze hinaus: Einführung einer Rentenaufschubprämie als 

Alternative zur bisherigen Rentenzuschlagsberechnung 
Ermöglichung des unbürokratischen Abschlusses von befristeten Arbeitsverträgen mit Arbeitnehmern 

im Rentenalter: Schaffung einer Vorschrift zur sachgrundlosen Befristung von Altersrentnern bis zu einer 

Gesamtdauer von acht Jahren bzw. bis zu 12 Vertragsbefristungen (mit Anwendbarkeit auch beim 

Vorhandensein von Vorbeschäftigungszeiten) 

Steigerung der Erwerbsanreize im Bürgergeldbezug: Änderung der Zumutbarkeitsregelungen für 

Arbeitsaufnahmen für langzeitarbeitslose Bürgergeldempfänger 
 

2. Steuerliche Förderung der Elektromobilität lt. Eckpunktepapier vom 05.07.2024 
Rückwirkende Einführung einer Sonderabreibung für neu zugelassene voll elektrische und vergleichbare 

Nullemissionsfahrzeuge bis Ende 2028 



 

Erhöhung des Deckels für den Ansatz eines Viertels des  Bruttolistenpreises bei der 

Dienstwagenbesteuerung für reine E-Fahrzeuge von 70.000,00 EUR auf 95.000,00 EUR 

Gleichstellung der mit E-Fuels betriebenen Kraftfahrzeuge mit vollelektrischen Fahrzeugen bei 
Dienstwagenversteuerung 
 

3. Sonstige Regelungen lt. Eckpunktepapier der Bundesregierung vom 05.07.2024 
Verabschiedung von Regelungen zur „Attraktivitätssteigerung“ von Riester-Verträgen: Zulassung von 
staatlich geförderten Anlageformen ohne Beitragserhaltungsgarantie und mit abgesenkten Garantien 

Überarbeitung der Regelungen zur betrieblichen Altersversorgung 

Anhebung der Schwelle zur verpflichtenden Bestellung eines Datenschutzbeauftragten von 20 auf 50 

Arbeitnehmer 

Bürokratieabbau als Daueraufgabe: Regelmäßige Verabschiedung von Jahres-Bürokratie-

Entlastungsgesetzen 
 

4. Entwurf eines Vierten Bürokratieentlastungsgesetzes (4. BEG) 
Nur 20 von über 400 Vorschlägen der Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände sollen im 4. BEG umgesetzt 

werden (Stand: 14.07.2024) 

Reduzierung der steuerlichen Aufbewahrungsfristen für Buchführungsbelege von zehn auf acht Jahre 

Übersicht der gängigen Aufbewahrungsbestimmungen im Arbeits-, Lohnsteuer- und 

Sozialversicherungsrecht (3 Monate, 6 Monate, 12 Monate, zwei Jahre, drei Jahre, vier Jahre, fünf Jahre, 

sechs Jahre, acht Jahre, zehn Jahre und 30 Jahre) 

Erleichterungen für Arbeitgeber bei den Aushang- und Auslagepflichten von Gesetzen, Verordnungen 
und Tarifverträgen 

Änderungen bei der Schriftformbedürftigkeit für bestimmte Verträge, Anträge des Arbeitnehmers und 

Schriftstücke des Arbeitgebers 

Definition und Rechtsgrundlagen der Begriffe „Schriftform“, „Elektronische Form“ und „Textform“ 

Hohe Anforderungen und praktische Hürden bei der Elektronischen Form (§ 126a BGB) 

Achtung: Nicht jede E-Mail oder Textnachricht erfüllt die Voraussetzungen für die Textform (§ 126b 

BGB) 

Rechtsfolgen von Formfehlern bei Verträge und Vereinbarungen, die weiterhin eine Original-

Unterschrift oder eine qualifizierte elektronische Unterschrift erfordern 

Neue Formvorschriften für Arbeitsverträge und Niederschriften nach dem Nachweisgesetz 
Keine Erleichterungen für Branchen und Wirtschaftszweige, die unter § 2a SchwarzBG fallen 

Beibehaltung der erweiterten Aufzeichnungspflichten nach § 17 Abs. 1 MiLoG 

Erleichterungen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Beantragung von Elternzeit, Pflegezeit und 

Familienpflegezeit 

Änderungen in § 630 BGB und § 109 GewO: Bei Zustimmung des Arbeitnehmers neue Möglichkeit der 

Erteilung von Dienst- und Arbeitszeugnissen in elektronischer Form 

Erleichterungen bei der Weiterbeschäftigung von Altersvollrentnern über die Regelaltersgrenze hinaus 

(§ 41 Satz 3 SGB VI) 

Unbürokratischer Abschluss von befristeten Arbeitsverträgen im Rentenalter 

Zeitarbeit: Erleichterungen für Verträge über die Überlassung von Arbeitnehmern zwischen dem 
Verleiher und dem Entleiher 

Erhöhung der Bagatellgrenze für die Künstlersozialversicherung von 450,00 EUR auf 1.000,00 EUR 
 

5. Entwurf eines (Ersten) Jahressteuergesetzes 2024 
Änderungen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer beim ELStAM-Abruf 

Neuer Starttermin für das jährliche Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren 

Einführung einer neuen Pauschalversteuerungsmöglichkeit mit 25 % für Mobilitätsbudgets bis zu 

2.400,00 EUR im Jahr zum 01.01.2025, § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 EStG-E: Möglichkeiten und Grenzen für 

die Anwendung der neuen Vorschrift in der betrieblichen Praxis 

Gesetzliche Regelung zur Umsetzung der BFH-Rechtsprechung zum Pauschalierungswahlrecht des 

Arbeitgebers, § 40 Abs. 4 EStG neu. 
 

6. Entwurf eines Zweiten Jahressteuergesetzes 2024 vom 10.07.2024 
Neuer Lohnsteuer- und Einkommensteuertarif: Erhöhung des steuerlichen Grundfreibetrages zum 

01.01.2025 



 

Berechnung der Kirchensteuer und des Solidaritätszuschlags: Erhöhung des Kinderfreibetrages zum 

01.01.2025 

Familienleistungsausgleich: Erhöhung des staatlichen Kindergeldes von 250,00 EUR auf 255,00 EUR je 
Kind und Monat zum 01.01.2025 

Erste Regelungen zur Vorbereitung der Abschaffung der Steuerklassen III und V und Überführung von 

Doppelverdienerehegatten in das obligatorische Faktorverfahren 
 

7. Regelungen aus der endgültigen Fassung des Wachstumschancengesetzes vom 27.03.2024 
Rückwirkende Änderungen bei der Dienstwagenversteuerung für die Nutzung von Elektro- und 

Hybridelektrofahrzeugen für private Fahrten und Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 

Streckung der vollständigen Rentenbesteuerung bis zum Kalenderjahr 2058 

Änderungen beim Altersentlastungs- und Versorgungsfreibetrages zum 01.01.2025 

Erleichterung bei der Pauschalierung von Gruppen-Unfallversicherungsverträgen 

Wegfall der Fünftelungsregelung im Lohnsteuerabzugsverfahren zum 01.01.2025 

Abruf der Steuer-ID für Bestandsfälle durch den Arbeitgeber beim Bundeszentralamt für Steuern 

Verbesserungen bei der Abzugsfähigkeit von Geschenken als Betriebsausgabe 
 

8. Soziale Pflegeversicherung: Beitragszuschlag für kinderlose Eltern und Beitragsabschlag für Eltern 
ab dem zweiten Kind unter 25 
Gesetzliche Sonderregelungen in der Übergangszeit vom 01.07.2023 bis zum 30.06.2025 

Bisheriges Wahlrecht des Arbeitgebers: Vereinfachtes Verfahren und Nachweisverfahren 

In Planung: Neues digitales Abrufverfahren für Kinderdaten „spätestens ab dem 01.07.2025“ 
(Aufgeschobene) Verzinsung von Beitragserstattungen in der sozialen Pflegeversicherung an 

Arbeitnehmer mit 4 % p.a. durch den Arbeitgeber 

Übersicht zu den unterschiedlichen Fallgruppen für die Zinsansprüche von Arbeitnehmern 

Voraussetzungen für den Zinsanspruch, Höhe der Verzinsung, Rundungsvorschriften bei der 

Zinsberechnung sowie Ermittlung des Zinsberechnungszeitraums 

Darstellung der Beitragserstattungen und Zinsansprüche in den Entgeltabrechnungen und in den 

Beitragsnachweisen 

Steuerliche und beitragsrechtliche Behandlung der Zinsansprüche 
 

9. Steuer- und beitragsrechtliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen 
Begriff der „Betriebsveranstaltung“ im Lohnsteuer- und Sozialversicherungsrecht 

Wachstumschancengesetz: Beibehaltung des Grenzwertes von 110,00 EUR für die erste und zweite 

Betriebsveranstaltung 

Änderung der BFH-Rechtsprechung: Lohnsteuerpauschalierung auch bei Betriebsveranstaltungen, die 
nicht allen Arbeitnehmern offenstehen (BFH-Urteil vom 27.03.2024 – VI R 5/22) 

RV-Träger gewinnen Verfahren vor dem Bundessozialgericht: Rechtzeitige 

Lohnsteuersteuerpauschalierung bis zum 28.02. des Folgejahres als Voraussetzung für die 

Beitragsfreiheit erforderlich (BSG-Urteil vom 23.04.2024 – 12 BA 3/22 R) 
 

10. Endspurt für die Inflationsausgleichsprämie (IAP) nach § 3 Nr. 11c EStG 
Nutzung der Gestaltungsmöglichkeiten noch für Zahlungen bis 31.12.2024 

Keine Anrechnung von IAP-Zahlungen des Vor-Arbeitgebers 

Klarheit zur pfändungsrechtlichen Behandlung der IAP durch BGH-Beschluss vom 25.04.2024 – IX ZB 

55/23 

 

11. Änderung von Beitragssätzen sowie von arbeitsrechtlichen und beitragsrechtlichen Grenzwerten 
zum 01.01.2025 
Deutliche Erhöhung der Zusatzbeiträge bei den gesetzlichen Krankenkassen zum 01.01.2025 

Weitere Anhebung der Beiträge in der sozialen Pflegeversicherung zum 01.01.2025 erwartet 
Einheitliche Beitragsbemessungsgrenzen auch in der Renten- und Arbeitslosenversicherung in Ost und 

West: Aufgabe der Rechtskreistrennung zum 01.01.2025 

Neue Jahresarbeitsentgeltgrenzen 2025: Beibehaltung der Differenzierung in allgemeine 

Jahresarbeitsentgeltgrenze und besondere Grenze für langjährig privat versicherte Arbeitnehmer 

Erhöhung des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns und des Azubi-Mindestlohns zum 01.01.2025 

Erhöhung der Geringfügigkeitsgrenze zum 01.01.2025 



 

Änderungen im beitragsrechtlichen Übergangsbereich zum 01.01.2025 

Änderungen bei der kurzfristigen Beschäftigung zum 01.01.2025 
 

12. Fachkräftemangel: Beschäftigung von älteren Arbeitnehmern 
Änderungen zum 01.01.2025 aus dem Eckpunktepapier der Bundesregierung zum 05.07.2024 und aus 

dem Vierten Bürokratieentlastungsgesetz 

Automatische Beendigung bzw. automatisches Ruhen von Beschäftigungsverhältnissen bei Erreichen 

einer Altersgrenze oder bei Eintritt einer Erwerbsminderung? 

Häufig falsche Interpretation der Begriffe „befristete Erwerbsminderungsrente“ und „unbefristete 

Erwerbsminderungsrente“ 

Häufig falsche Interpretation der Begriffe „Altersvollrente“ und „Altersteilrente“ 
Erleichterungen bei der Weiterbeschäftigung von Altersvollrentnern über die Regelaltersgrenze hinaus, 

§ 41 Satz 3 SGB VI 

Hinzuverdienstregelungen, Beitragsgruppen- und Personengruppenverschlüsselungen bei Bezieher einer 

Altersvollrente, Altersteilrente, einer Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung bzw. bei 

Hinterbliebenenrentnern 

Auszahlung der Arbeitgeberbeiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung an erwerbstätige 

Altersvollrentner ab 01.01.2025 

(Doppelter) Anspruch auf Beitragszuschuss nach § 257 Abs. 2 SGB V und § 106 Abs. 3 SGB VI bei privat 

krankenversicherten Altersvollrentnern 

Ergänzende Hinweise zur Zusatzversorgung im öffentlichen und kirchlichen Dienst 
 

13. Fahrrad-Leasing: Entgeltumwandlungen zugunsten von E-Bikes 
Auch ohne konkrete Pfändung: Beachtung der Pfändungsfreigrenzen gem. § 107 Abs. 2 Satz 5 GewO 

Auch bei ungewollter Tarifbindung des Arbeitgebers: Beachtung des § 4 Abs. 3 TVG 

Insbesondere bei Beschäftigungen im Niedriglohnbereich: Beachtung des gesetzlichen Mindestlohns 

Fahrrad-Leasing: Entgeltoptimierung, Förderung von gesundheits- und umweltbewusstem Verhalten 

oder Konjunkturprogramm für Leasinggesellschaften, Versicherer, Hersteller, JobRad-Provider und 

Fahrradhändler? 
Haftung des Arbeitgebers beim Fahrrad-Leasing: Arbeitsrechtliche, bußgeldrechtliche und 

beitragsrechtliche Folgen einer unzulässigen Entgeltumwandlung 

Höhe der Entgeltumwandlung, umsatzsteuerliche und leistungsrechtliche Folgen einer 

Entgeltumwandlung, sonstige Risiken und Nebenwirkungen einer Entgeltumwandlung 

Steuerliche Behandlung von Sonderfällen: Zeitgleiche Entgeltumwandlung für mehrere Fahrräder mit 

unterschiedlicher Rahmengröße, Entgeltumwandlung zugunsten von S-Pedelecs und E-Rollern 

Pfändung, Abtretung und Verbraucherinsolvenz: Beachtung des Benachteiligungsverbotes nach § 829 

Abs. 1 Satz 2 ZPO 

Professioneller Umgang mit „Störfällen“ und Sonderfällen während der Leasingdauer wie z.B. Austritt, 

Elternzeit, Krankengeld- oder Rentenbezug des Arbeitnehmers, Anträge auf Teilzeitbeschäftigung sowie 
Anhebung der Pfändungsfreigrenzen zum 01.07.2025 und 01.07.2026 

Empfehlungen der Arbeitgeberverbände zur restriktiven Handhabung des Fahrrad-Leasings (auch bei 

grundsätzlichen Ansprüchen gem. Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung) 
 

14. Endspurt für die Auszahlung von Abfindungen und Entlassungsentschädigungen: Wegfall der 

Fünftelungsregelung im Lohnsteuerrecht zum 01.01.2025 

Wachstumschancengesetz: Beendigung der Fünftelungsregelung für Arbeitgeber mit Ablauf des 

31.12.2024 

Neues Muster für die Elektronische Lohnsteuerbescheinigung 2025: Wegfall der bisherigen 

Bescheinigungsfelder 9 bis 14, Beibehaltung des bisherigen Feldes 19 für Entschädigungen (z.B. 

Abfindungen wegen Verlust des Arbeitsplatzes) und Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten (z.B. 

Jubiläumszuwendungen) 

Bei Erfüllung der Zusammenballungskriterien: Weitergewährung der ermäßigten Besteuerung durch die 

Fünftelungsregelung im Einkommensteuerveranlagungsverfahren 
Exkurs: Steuerfreie Einzahlung von Abfindungen und Entlassungsentschädigungen in die gesetzliche 

Rentenversicherung, § 187a SGB VI, § 3 Nr. 28 EStG: Noch interessanter ab 01.01.2025? 
 



 

15. Dauerbrenner I: Arbeitsunfähigkeit von Arbeitnehmern 
Anzeige-, Feststellungs-, Bereitstellungs- und Nachweispflichten bei Arbeitsunfähigkeit 

Neue arbeitgeberfreundliche Urteile zur Einheit des Verhinderungsfalles und Nicht-Maßgeblichkeit des 
EEL-Verfahrens, insb. BAG-Urteil vom 18.01.2023 – 5 AZR 93/22 

Deutlicher Anstieg des Krankenstandes bei Arbeitnehmern: Die Fortführung der Regelungen zur 

telefonischen Krankschreibung werden lt. Eckpunktepapier der Bundesregierung vom 05.07.2024 

zeitnah überprüft und möglichst bürokratiearm angepasst 

Automatischer Versand von AU-Bestätigungen im eAU-Verfahren? 

Beschlossene Änderungen im eAU-Verfahren zum 01.01.2025 
 

16. Dauerbrenner II: Anspruch auf Erholungsurlaub 
(Nicht-)Verfall von Urlaubsansprüchen: Verletzung der Mitwirkungsobliegenheiten des Arbeitgebers 

Tod des Arbeitnehmers: Vererbbarkeit der Urlaubsabgeltung (und sonstiger Ansprüche) 

Reduzierung oder Erhöhung der Arbeitszeit: Neuberechnung der Urlaubsansprüche und Auswirkungen 

auf das Urlaubsentgelt 
 

17. Dauerbrenner III: Betriebliche Altersversorgung 
Änderungen zum 01.01.2025 aus dem Eckpunktepapier der Bundesregierung zum 05.07.2024 

Durchführungswege und Rechtsansprüche auf Entgeltumwandlung 

Anerkennung einer Entgeltumwandlung bei Pfändungen, Abtretungen und Verbraucherinsolvenzen 

Zweifelsfragen zur Berechnung des Arbeitgeberzuschusses nach § 1a BetrAVG 
 

18. Dauerbrenner IV: Workation und Homeoffice im Ausland 
Begrenzung von Workation und Homeoffice im Ausland auf Abkommensstaaten 

Begrenzung der Tätigkeit im Ausland auf unter 25 % oder 50 % der regelmäßigen Arbeitszeit bzw. auf 

unter 183 Tage im Jahr 

Anwendungserlass zur Abgabenordnung: Homeoffice keine Betriebsstätte des Arbeitgebers 
Überarbeitetes BMF-Schreiben zur steuerlichen Behandlung des Arbeitslohns in DBA-Fällen 
 

19. Dauerbrenner V: Steueroptimierung 
Begriff „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ 
Checkliste mit 40 Punkten zur Nettolohnoptimierung 

Nutzung der steuerfreien Inflationsausgleichsprämie zur Fachkräftegewinnung (noch bis zum 

31.12.2024) 

Steuerfreie betriebliche Gesundheitsförderung, betriebliche Kranken- und Pflegezusatzversicherung, 

Fitnessstudio-Mitgliedschaften, Stressbewältigungsseminare, Ernährungsberatung und Yoga-Kurse 

Steuerfreie Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Kinderbetreuungskosten 

Steuerfreie Erstattung von beruflich veranlassten Umzugskosten 

Steueroptimierung durch Anmietung und Überlassung von Wohnraum an Arbeitnehmer 

 

20. Dauerbrenner VI: Aktuelle Prüfungspraxis der Finanzämter und Rentenversicherungsträger 
Umlagepflicht zur U1, U2 und U3 von Geschäftsführern und Gesellschaftern 

SV-Pflicht bei Geschäftsführern von Ein-Personen-Kapitalgesellschaften 

Keine Beitragsfreiheit für steuerfreie Sachbezüge bei Verstoß gegen § 1 Abs. 3 Nr. 1 EBV bzw. § 1 Abs. 1 

Satz 2 SvEV 

Öffentlicher Dienst: SV-Pflicht bei Bürgermeistervertretungen sowie Honorarkräften in Musik- und 

Volkhochschulen 
 

21. Gesetzesvorhaben der Bundesregierung in der Warteschleife 
EU-Vorgabe zu gebührenfreien Echtzeitüberweisungen ab dem 01.01.2025: Abschaffung der 

Zahlungsschonfrist im Steuerrecht? 

Postrechtsmodernisierungsgesetz (PostModG) mit geänderten Laufzeitvorgaben bei der Zustellung von 

Briefen: Anpassung der Bekanntgabefiktion in § 122 Abs. 2 AO von 3 Tage auf 4 oder 5 Tage? 

Steuerfreies Deutschlandticket: Erhöhung des Monatspreises von 49,00 EUR auf bis zu 79,00 EUR? 

Verpflichtung des Arbeitgebers zur Arbeitszeiterfassung und Unzulässigkeit von Vertrauensarbeitszeit 

ohne Arbeitszeiterfassung: Zeitgerechte Umsetzung und Modifikation der Vorgaben des 
Bundesarbeitsgerichtes durch den Gesetzgeber? 



 

Arbeitszeitgesetz: Ermöglichung der Vier-Tage-Woche für Vollzeitkräfte bzw. Abkehr von der täglichen 

Höchstarbeitszeit zugunsten einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit? 

Kranken- und Pflegeversicherung: Streichung der beitragsfreien Familienversicherung für nicht 
erwerbstätige oder geringfügig beschäftigte Ehegatten? 

Gesetzentwurf des Familienministeriums zum zweiwöchigen Partnerschaftsurlaub: Familienstartzeit für 

Väter und andere Bezugspersonen eines neu geborenen Kindes ab  01.01.2025? 

Digitale Rentenübersicht: Einbeziehung aller Anbieter der betrieblichen Altersversorgung in das neue 

Portal zum 01.01.2025? 
 

22. Weitere offene Punkte aus dem Koalitionsvertrag von SPD, Die Grünen und FDP 
Umsetzung der vereinbarten Verschärfungen bei der Elektromobilität im Rahmen der 

Dienstwagenversteuerung zum 01.01.2025? 

Einführung einer Steuerbefreiung von Zuschlägen für Pflegeberufe? 

Einführung einer Höchstbefristungsdauer von sechs Jahren bei der Sachgrundbefristung? 

Abschaffung der sog. Haushaltsbefristung? 
 

Zweifelfragen zum Arbeits- und Tarifrecht des öffentlichen Dienstes 
 
 
 

Termin / Ort - Nr.: 15. Januar 2025 / Dresden – 0113 
 08. Januar 2025 / online - W0112  
 06. Februar 2025 / online – W0114 
 

Leitung: Dipl.-Finanzwirt Knut Schattner, Dreieich-Sprendlingen 
 

Unterlagen: ca. 600 Seiten als Nachschlagewerk  

 
Seminarzeiten (Präsenz / online): 9.00 – 17.00 Uhr 
 

Preis Präsenzseminar: 
Frühbucherpreis bis 31.10.2024: 490,00 € zuzügl. MWSt. (incl. Unterlagen und Verpflegung)  
Preis ab 01.11.2024: 560,00 € zuzügl. MWSt. (incl. Unterlagen und Verpflegung) 

 

Preis Online-Seminar: 440,00 € zuzügl. MWSt. (incl. Ordner) 

 400,00 € zuzügl. MWSt. (Unterlagen digital) 

 
 

 

Paketpreis mit Update Arbeitsrecht (Präsenz):  
Frühbucher 800,00 € zuzügl. MWSt.  (bis 31.10.2024) 

Paketpreis ab 01.11.2024: 930,00 € zuzügl. MWSt. (incl. Unterlagen und Tagungspauschale) 

 

Paketpreis mit Update Arbeitsrecht (online):  

Unterlagen digital: 690,00 € zuzügl. MWSt 

Unterlagen per Post: 730,00 € zuzügl. MWSt 

 

 

14. Januar 2025 / Dresden – 0913 

07. Januar 2025 / online – W0912 

05. Februar 2025 / online -W0914 

Xx 2025 / Leipzig - 0915  
 

 
 

 

Mehrfachbucherpreise:  (s. S. 5)  



 

 
Mehrfachbucherpreise 
 
 
 

 

Jahreswechselveranstaltung 

“Änderungen im Arbeits-, 

Lohnsteuer- und SV-Recht 

zum 01.01.2024" oder  

“Update Arbeitsrecht“ 

Präsenzseminar 
 

Normalpreis 

bzw. 

Mehrfach- 

bucherpreis  

 

 

Frühbucherpreis 

bei Anmeldung 

bis 31.10.2024 

online-Seminar ** 
 

Normalpreis 

bzw. 

Mehrfach- 

bucherpreis  

mit Ordner 

 

 

Normalpreis 

bzw. 

Mehrfach- 

bucherpreis 

ohne Ordner  

 
Normalpreis 
 

 
560,00 € 

 
490,00 € 

 
440,00 € 

 
400,00 € 

 
Mehrfachbucherpreis * 
 

    

bei  4  bis  8  Teilnehmern 

 

470,00 € 450,00 € 420,00 € 370,00 € 

bei  9  bis 12 Teilnehmern 

 

460,00 € 440,00 € 410,00 € 360,00 € 

bei 13 bis 20 Teilnehmern 
 

430,00 € 420,00 € 400,00 € 350,00 € 

ab   21 Teilnehmern 

 

410,00 € 400,00 € 390,00 € 340,00 € 

 

 

 
* = Der Mehrfachbucherpreis wird ab dem 1. Teilnehmer gewährt und gilt bei gleichzeitiger Anmeldung 

aller Teilnehmer und gleicher Rechnungsanschrift. Bei kostenfreier Stornierung eines oder mehrerer 

Teilnehmer gilt für die Ermittlung des Mehrfachbucherpreises die verminderte Anzahl der Teilnehmer. 

 

Mehrfachbucherpreis bei Paketbuchung „Änderungen zum 01.01.2025 + Update Arbeitsrecht“ gem. 

individuellem Angebot, bitte kontaktieren Sie uns. 

 

** = Die Übertragung einer Online-Veranstaltung in einen Konferenzraum, Gruppenraum, Schulungsraum 

o.ä. ist nur gestattet, sofern alle dort anwesenden Personen als Teilnehmer für diese Veranstaltung 

angemeldet sind. Festgestellte Verstöße gegen diese Nutzungsvereinbarung führen bei den beteiligten 
natürlichen und juristischen Personen zum sofortigen Verlust der Teilnahmeberechtigung an der 

Veranstaltung. Weitergehende Ansprüche bleiben vorbehalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

  


